
D ie politische Landschaft in Deutschland
verändert sich. Das ist inzwischen schon
eine Binsenweisheit. Ein Blick zurück auf

die drei Landtagswahlen vom 13. März – Ba-
den-Württemberg,Rheinland-Pfalz, Sachsen-An-
halt – bestätigt das jedenfalls eindrucksvoll.
Aber: Ein Blick zurück auf diese dreiWahlen för-
dert auch weitere Unterschiede zutage, die bis-
her weniger im Fokus standen. Die demoskopi-
sche Begleitung dieser Landtagswahlen fiel sehr
unterschiedlich aus. In Rheinland-Pfalz gab es
im Jahr vor der Landtagswahl 2016 – ausweislich
der vorzüglichen Übersicht bei wahlrecht.de –
21 Umfragen mit Sonntagsfragen. In Ba-
den-Württemberg waren es sogar 23. In Sach-
sen-Anhalt dagegen „nur“ 13. Auchmit Blick auf
die beiden bevorstehenden Landtagswahlen im
September zeichnet sich ein ähnliches Muster
ab: In Berlin gibt es bereits jetzt 17 veröffent-
lichte Sonntagsfragen seit September 2015, in
Mecklenburg-Vorpommern gerade einmal vier.
Nun könnte man dies mit einem Schulterzu-

cken abtun.Aber damitwürdemandiesenUnter-
schiedennicht gerecht.Die Intensität demoskopi-
scher Berichterstattung bestimmt denKontext, in
dem Menschen ihre Wahlentscheidung treffen.
Die Wahlberechtigten in Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz wussten zu jedem Zeit-
punkt, wie das Rennen – das „Horse-Race“ – um
die Staatskanzleien steht. Auch die Berliner ken-
nen immer den aktuellsten Stand. Für Sach-

sen-Anhalt war dies weniger der Fall. Und für
Mecklenburg-Vorpommern erst recht nicht.
Dabei gibt es eine zentrale Rückkopplung zwi-

schen den Veränderungen der Parteienland-
schaft und der demoskopischen Begleitmusik:
Die sich diversifizierende Parteienlandschaft
führt zu erheblichen, sagen wir, „Herausforde-
rungen“ bei der Koalitionsbildung. Grün-
Schwarz in Baden-Württemberg, die Ampel in

Rheinland-Pfalz sowie Schwarz-Rot-Grün in
Sachsen-Anhalt zeugen davon. Klassische Koali-
tionsmuster mögen zwar noch wünschenswert
erscheinen – und zwar sowohl aus Sicht der Bür-
ger als auch der Parteien –, aber sie haben keine
Mehrheiten. Und genau das dokumentieren die
vielen, vielen demoskopischen Umfragen minu-
tiös. „Keine Mehrheit für Grün-Rot/Rot-Grün“
war eine beliebte Überschrift im Vorfeld der

Wahlen im Südwesten der Republik. Diese un-
übersichtliche Koalitionslandschaft bereitet den
Wählern Bauchschmerzen und Kopfzerbrechen.
Natürlich wollen sie wissen, wer sie nach der
Wahl in ihrem Land regiert. Sie mögen ihre
Stimme auch so einsetzenwollen, um ihrerKoali-
tion zur Mehrheit zu verhelfen. Aber wie sollen
sie das tun, wenn sie ständig hören, dass klassi-
sche Koalitionen keine Mehrheit haben und alles
andere in den Sternen steht?
In Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz

haben dieseMuster letztlich zu einem Sog hin zu
den Parteien der Ministerpräsidenten geführt:
Kretschmann in Baden-Württemberg, Dreyer in
Rheinland-Pfalz. Die Dynamik auf der Zielgera-
den hat dabei in beiden Ländern ein Ausmaß an-
genommen, wie wir es vorher kaum kannten.
(Übrigens wissen wir auch das aus den vielen
Umfragen.) Und der Sog ging jeweils zulasten
des kleineren Koalitionspartners, der auf dem
(zukünftigen) Koalitionsmarkt schlechte Karten
hatte. Und daranwaren – nurminimal zugespitzt
formuliert – die Umfragen schuld, die diesen
Kontext geschaffen haben.
Schauen wir nach vorne: Die aktuellste Um-

frage fürBerlin sieht fünfParteien imAbgeordne-
tenhaus. ImEinzelnen stehendie SPDbei 21Pro-
zent, die CDU bei 20 Prozent, die Grünen bei 19
Prozent, die Linken 18 Prozent und die AfD bei
13 Prozent. Welche Koalition daraus resultieren
kann und wird, steht erneut in den Sternen.

Stand heute aber gilt: „Große Koalition“ (ge-
meint ist damit eine Koalition aus SPD und
CDU) – keineMehrheit. Rot-Grün – keineMehr-
heit. Andere Zwei-Parteien-Koalitionen – keine
Mehrheit. Wie die Berliner darauf reagieren?
KeineAhnung.Überträgtman aber die Erfahrun-
gen aus dem Südwesten auf Berlin, so steht Ber-
lin noch einiges an Dynamik bevor, wenn die
Wähler auf die Zielgerade des Wahlkampfs ein-
biegen. ImVergleich dazu können dieMenschen
in Mecklenburg-Vorpommern praktisch unge-
stört ihr Kreuzchen machen.
Was besser ist, sei dahingestellt. Aber die Me-

chanismen und Dynamiken von Landtagswahl-
kämpfen in Zeiten unübersichtlicher Parteien-
landschaften verschieben sich zwischendenLän-
dern. Und zwar abhängig davon, wie viele Um-
fragen es dort jeweils gibt und was diese zeigen.
DieVerantwortungderDemoskopenwächst.Üb-
rigens auch die Gefahr, dass sie danebenliegen.
Aber über diese Pointe der aktuellenEntwicklun-
gen schreibe ich ein anderes Mal.
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D
ie politische Moderne beginnt mit
der Einsicht, dass es keine Herr-
schaft von Natur gibt, dass niemand
legitimerweise Macht über andere
gegen deren Willen beanspruchen

kann, dass jede Herrschaftsordnung der Zustim-
mung der Unterworfenen bedarf. Diese prinzi-
pielle Zustimmungwird vermittelt über legitime
Institutionen der Demokratie. Nicht das Mehr-
heitsprinzip stiftet die demokratische Legitima-
tion, sondern eine fundamentale Übereinstim-
mung über ihre institutionelle Verfasstheit,
wozu individuelle Rechte, soziale Sicherheit und
eine Kultur gleicher Anerkennung gehören.
Wenn dieser Konsens zerbricht, ist die demokra-
tische Ordnung als Ganze gefährdet.
Die politische Entwicklung der letzten Jahre

lässt den normativen Grundkonsens der Demo-
kratien nicht nur in Europa, sondern weltweit
erodieren. Der geistige Bürgerkrieg in den USA,
der im aktuellen Präsidentschaftswahlkampf
skurrile Blüten treibt, belegt dies ebenso wie die
Verfassungskrise in Brasilien und das Erstarken
der populistischen Rechten, teilweise auch der
populistischen Linken in Europa.
Das institutionelle Gefüge der Europäischen

Union ist besonders fragil. Es beruht nicht auf
einer akzeptierten Verfassung (der Entwurf ei-
nes Verfassungsvertrags scheiterte an zwei
EU-Gründerstaaten, nämlich Frankreich und
Niederlande) und die Entwicklung der europäi-
schen Integration war über weite Strecken ein
Elitenprojekt, geprägt vonderÜberzeugungöko-
nomisch und politisch Verantwortlicher, dass
die Völker der Mitgliedstaaten im Grunde noch
nicht reif für die europäische Einigung seien.Die
Methode Jean Monnets war geleitet von der
Idee, man biete ökonomische Vorteile an, die al-
len zugute kommen und verbinde diesmit einem
unumkehrbaren Prozess einer immer weiterge-
henden europäischen Integration.
„It’s time to break free from the EU and take

back control of our lives“, schreibt die englische
Zeitung „Sun“ am 9. Juni 2016. Ist das nicht ein
passender Weckruf in der ältesten Demokratie
Europas? Jedenfalls sollten wir den Brexit als
eine fundamentale Herausforderung unseres eu-
ropäischenDemokratieverständnisses ernst neh-
men. Das Gefühl, dass die europäische Integra-

tion mit einem demokratischen Kontrollverlust
einhergeht, ist weit verbreitet. Die Europaskep-
sis ist auch Ausdruck einer ur-demokratischen
Haltung, wonach es das jeweilige Staatsvolk ist,
der Demos im republikanischen, das Ethnos im
reaktionären Verständnis, von dem alle Macht
ausgehen müsse.
Es ist durchaus zutreffend: Der Ausgleich öko-

nomischer und politischer Interessen hat bisher
am besten im nationalstaatlichen Rahmen funk-
tioniert, ja die zeitgenössischen Nationalstaaten
sind Produkte der Re-Nationalisierung der Poli-
tik nach der großenWeltwirtschaftskrise 1929ff
und ihren desaströsen politischen Folgen in Ge-
stalt des deutschen Nationalsozialismus und des
ZweitenWeltkriegs.
„Let’s take back control“ war die Antwort der

demokratischen Nationalstaaten: Nie mehr sollte
ein sich selbst überlassenes krisenanfälligesWelt-
finanzsystem die Völker ins Elend treiben. Die
Nationalstaaten der Nachkriegsordnung wollten

die Krisenanfälligkeit durch wirtschaftliche Glo-
balsteuerung beheben und den sozialen Aus-
gleich organisieren, der für die Legitimation des
Kapitalismus unverzichtbar erschien und der fast
alle westliche Demokratien tief geprägt hatte.
Dies änderte sich imLaufe der 1980er Jahre:Nun
war es gerade der Abbau von Sozialstaatlichkeit,
der internationale Konkurrenzfähigkeit sichern
und die Länder zukunftsfest machen sollte. Im
Zuge der neoliberal inspirierten Umgestaltung
derPolitik fandmansichdamit ab,dassdie ökono-
mischen Erfolge in den auf diesemWeg ammeis-
ten vorangeschrittenen Ländern ausschließlich
den oberen ein bis drei Prozent der Bevölkerung
zugute kamenunddieUngleichheit innerhalb der
Nationalstaaten dramatisch zunahm. Die soziale
Partizipation der unteren Hälfte am wirtschaftli-
chenErfolg stand nichtmehr auf derAgenda neo-
liberal inspirierter Politik, dagegenwar dieAuflö-
sung nationaler Besonderheiten, die Entwertung
staatlicherGrenzenunddieEtablierungvonWelt-
handelsregimen in denMittelpunkt internationa-
ler Politik gerückt.
Die Europäische Union erschien nun zuneh-

mend nicht nur denjenigen als eine Form des
Kontrollverlustes, die ethnische und kulturelle
Homogenität – die es auch in der Vergangenheit
nie gegeben hatte – beschworen, sondern auch
denjenigen, die meist von sehr weit links kom-
mend, nur widerwillig ihren Frieden mit einem
keynesianisch abgemilderten und sozialstaatlich
eingebettetem Kapitalismus gemacht hatten.
Links vonder politischenMitte imsoziallibera-

len Milieu ist es schwer vermittelbar, dass auch
die internationaleMigration in den sozio-ökono-
misch schlechter gestelltenKreisen der Bevölke-
rung als Teil des Kontrollverlustes wahrgenom-
men wird. Er trägt zur Ausbildung eines globa-
len Arbeitsmarktes bei, der national etablierte
SozialregimeunterDruck setzt unddie ökonomi-
sche Situation der untersten Einkommensgrup-
pen verschlechtert.
Die gegenwärtige Debatte, ob die EU sich als

Antwort auf denBrexit vertiefen oder verflachen
sollte, geht an der Sache vorbei. Die EU muss
den Wunsch nach politischer Kontrolle ernst
nehmen, dazu gehört eine kohärenteMigrations-
politik ebenso wie eine koordinierte und strin-
gente Fiskalpolitik. Schon dieGriechenlandkrise

ist als politischer Kontrollverlust wahrgenom-
men worden, die Merkel’sche Flüchtlingspolitik
erst recht.
„Take back control“, der Wahlspruch der Bre-

xit-Befürworter, sollte zum Motto der EU-Kri-
sen-Antwort werden. Das europäische Integrati-
onsprojekt bedarf jetzt einer demokratischen
Fundamental-Legitimation inGestalt eines euro-
paweiten Verfassungs-Referendums, das den eu-
ropäischen Demos konstituiert. Dieses Referen-
dum müsste die Balance zwischen ökonomi-
scher und sozialer Integration herstellen, zu-
gleich der nationalen Selbstbestimmung grö-
ßere Spielräume lassen, die Europäische Kom-
mission zu einer parlamentarisch kontrollierten
europäischen Regierung ausbauen, die dem de-
mokratischenWechsel vonRegierung undOppo-
sition unterworfen ist und denRat zu einer zwei-
ten Kammer umbauen. Normierungsexzesse der
Kommission mit zweifelhaftem ökonomischen
Nutzenwerden abgestellt, die Spekulationsanfäl-
ligkeit durch eine abgestimmte Fiskalpolitik in
europäischer Verantwortung beendet, die so-
zialeVerantwortung auf europäischer Ebene ver-
ankert, dermultipolare kulturelleAustausch zwi-
schen europäischen Nachbarländern ausgebaut
und die europäische Identität unter Bezug-
nahme auf das gemeinsame humanistische Erbe
seit der Antike gestärkt. Integration undDevolu-
tion lassen sich verbinden. Nicht mehr oder we-
niger Integration, sondern „take back control“,
auf nationaler und auf europäischer Ebene: Das
Primat der Politik ist teilbar in einem recht ver-
standenen europäischen Föderalismus.
Nur so können die europäischen Institutionen

resilientwerden und das europäische Einigungs-
projekt wieder Vitalität gewinnen ohne die Na-
tionalstaaten abzuwracken – die Tatsache, dass
die jungen Briten mit Dreiviertelmehrheit für
„Remain“ gestimmt haben, stimmt zuversicht-
lich.
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Diese Woche geht es um „Europa nach dem
Brexit“ und die „Türkei nach dem Putschver-
such“. Der ehemalige Kulturstaatsminister
Julian Nida-Rümelin fordert die EU-Staaten
auf, ihr fragiles institutionelles Gefüge zu
stabilisieren, um akzeptabel zu bleiben. Und
die Konfliktforscherin Christiane Fröhlich, die
derzeit in Istanbul ist, rückt die Gülen-
Bewegung in den Blickpunkt. Viel mehr als
Erdogan spalte, vereine die Ablehnung des
Predigers die Menschen in der Türkei.

Außerdem finden Sie erstmals auf dieser
Seite einen Text der neuen Causa-Kolumnis-
ten, die von unterschiedlichen Warten aus
die Welt in den Fokus nehmen. Alle Texte
unter causa.tagesspiegel.de/kolumnen
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D ie europäisch-westlichen Beobachter der
Vorgänge in der Türkei seit dem 15. Juli
scheinen sich weitgehend einig: Der ge-

scheiterte Putschversuch war der Anfang vom
Ende dessen, was an Demokratie in der Türkei seit
derMachtübernahme derAKP2002, derWahl Re-
cep Tayyip Erdogans zum Ministerpräsidenten
2003 und seiner Übernahme des Präsidentenam-
tes 2014 übrig geblieben war. Ohne Frage ist der
wachsende Autoritarismus der türkischen Regie-
rung real und besorgniserregend. (...)Dennoch ge-
hört zur innertürkischen Diskussion des Putsches
und seiner Folgen mehr als das „Gegen-Erdo-
gan-Sein“, das die westliche Interpretation domi-
niert. (...)
Im innertürkischen Diskurs gilt es keineswegs

als erwiesen, dass Erdogans Position durch den
Putsch gestärkt wurde. Im Gegenteil sagen auch
regierungskritische Stimmen, dass er durch den
Verlust seiner wichtigsten Repressionsinstru-
mente an Macht verloren hat. Eine zentrale Rolle
spielt dabei die Gülen-Bewegung; im türkischen
Diskurs gilt es inzwischen als erwiesen, dass diese
religiöse Sekte das Militär sowie Justiz, Teile des
Bildungssektors usw. unterwandert hatte und
Drahtzieher des Putschversuchs war. Sie hat sich
zu einem gemeinsamen Feind der bisher zum Teil
offen verfeindeten gesellschaftlichen Kräfte inner-
halb der türkischen Gesellschaft entwickelt. So er-
klärt sich auch, wieso die türkische Regierung am
24. Juli eine Kundgebung der Opposition auf dem
Taksim-Platz genehmigte, ander allemöglichen ge-
sellschaftlichen Gruppierungen teilnahmen –
LGBTQ, Aleviten, Kurden, Kemalisten, Religiöse,
AKP-Unterstützer usw. –, und die noch dazu in re-
gierungstreuen Medien übertragen wurde. Dies
passt nicht in die westliche Vorstellung der
AKP-Allmacht, aber in die breite gesellschaftliche
Ablehnung der Gülenisten. Ähnliches gilt für ei-
nen Werbespot, der im türkischen Fernsehen in
Dauerschleife läuft; aus den Worten Mustafa Ke-
mal Atatürks „Glücklich, wer von sich sagen kann,
er sei Türke“ macht er „Glücklich, wer von sich
sagen kann, er sei Türke, Kurde, Tscherkesse, Ara-
ber, Armenier, Assyrer, Jude, Christ, Alevit, Sun-
nit“. AuchErdogans öffentlicheDanksagung anOp-
positionsführer Kiliçdaroglu für seine entschlos-
seneHaltunggegendenPutschversuchunddieTat-
sache, dass Ministerpräsident Yildirim seit dem
15. Juli immer wieder von der Notwendigkeit ei-
nes gesellschaftlichen Dialogs spricht, stehen ei-
ner eher eindimensionalen Interpretation der Vor-
gänge entgegen.
Seit dem15. Juli finden jedenAbendDemonstra-

tionen gegen den Putsch statt, an denen nicht nur
Anhänger des Präsidenten teilnehmen, sondern
auchKemalisten,Minderheiten, erklärteGegnerEr-
dogans. Offenbar geht es vielen Demonstranten
nicht in erster Linie um die Person des Staatspräsi-
denten, sondern darum, wie das politische System
künftig aussehenundwie der gesellschaftlicheAus-
handlungsprozess ausgestaltet werden kann und
soll. Im türkischen Diskurs wird der Putsch als fun-
damentalerAngriff auf die türkischeDemokratie an-
gesehen; noch nie in der Geschichte der türkischen
Republik hatten Putschisten das türkische Parla-
ment angegriffen.AuchdieüberraschendeVier-Par-
teien-Erklärung am Tag nach dem Putsch lässt sich
so erklären. Damit verbunden stellen sich viele
MenschendieFrage,wasgeschehenwäre,wennder
Putsch erfolgreich gewesen wäre. Wäre die Herr-
schaft gülenistisch unterwanderter Militärs demo-
kratischergewesenalsdas bestehendeSystem? (...)
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